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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 9. Mai 1956 

6 — 52210 — 1381/56 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Änderung 
des Umsatzsteuergesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 4. Mai 1956 gemäß Artikel 
76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr, h. c. Blücher 


Druck; Bonner Unlversitäts-Buciiclruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr, Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung 
der Bekanntmadiung vom 1. September 
1951 (Bundesgesetzbl. I S 791), 

des Gesetzes zur Änderung des Umsatz- 
steuergesetzes vom 14 , November 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 885), 

des Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 30. Juli 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 393), 

des Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 23. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 233), 

des Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 21. Juli 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 211), 

des Fünften Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 26. Dezem- 
ber 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 505) und 

des Sechsten Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 8. März 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 103) 

wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 erhält die Ziffer 19 folgende Fas- 
sung: 

„19. die Lieferungen und der Eigenver- 
brauch von Gegenständen, die inner- 
halb eines landwirtschaftlichen Be- 
triebs im Inland erzeugt werden, wenn 
der Erzeuger die Gegenstände selbst 
liefert;“. 

2. In § 7 Abs. 2 erhält Ziffer 2 Buchstabe a 
folgende Fassung: 


„a) von Gegenständen, die innerhalb eines 
forstwirtschaftlichen Betriebs im In- 
land erzeugt werden, wenn der Erzeu- 
ger die Gegenstände selbst liefert. Für 
die Lieferungen und den Eigenver- 
brauch von bearbeitetem oder verar- 
beitetem Holz, ausgenommen Rund- 
holz, Scheitholz, unbesäumte Bohlen, 
unbesäumte Bretter und Abfälle, be- 
trägt die Steuer vier vom Hundert des 
Entgelts (Absatz 1);“. 

Artikel 2 

Die Vorschriften des Artikels 1 Nr. 1 sind 
anzuwenden, wenn 

1. im Falle der Besteuerung nach verein- 
nahmten Entgelten die Vereinnahmung 
des Entgelts, 

2. im Falle der Besteuerung nach den Entgel- 
ten für die bewirkten Lieferungen die Lie- 
ferung 

nach dem 31. März 1956 erfolgt ist. Maß- 
gebend ist die Besteuerungsart, die für den 
Unternehmer am 1. Januar 1956 gegolten 
hat. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Übcrleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rcchtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Durch das Siebente Gesetz zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes sollen, wie die Bundes- 
regierung bereits in ihrer dem Bundestag über- 
sandten Zusammenstellung vom 23. Februar 
1956 über die zugunsten der Landwirtschaft 
bereits getroffenen und noch beabsichtigten 
Maßnahmen (Nachtrag zu Drucksache 2100, 
S. 8) in Aussicht gestellt hat, die landwirt- 
schaftlichen Produkte beim Erzeuger von der 
Umsatzsteuer freigestellt werden. Für eine 
Befreiung der Forstwirtschaft von der Um- 
satzsteuer besteht kein Anlaß, da die Ertrags- 
lage der forstwirtschaftlichen Betriebe infolge 
der seit Jahren anhaltenden guten Flolzpreise 
günstig ist. 

II. Im einzelnen 
1. Zu Art. 1 Nr. 1 

Nach § 4 Ziff. 19 neuer Fassung des Um- 
satzsteuergesetzes sollen die Lieferungen und 
der Eigenverbrauch von Gegenständen, die 
innerhalb eines landwirtschaftlichen Betriebs 
iin Inland erzeugt werden, von der Umsatz- 
steuer befreit werden, wenn der Erzeuger 
diese Gegenstände selbst liefert. 

Nach § 55 der Durchführungsbestimmungen 
zum Umsatzsteuergesetz gelten als Landwirt- 
schaft insbesondere der Acker-, Garten-, Ge- 
müse-, Obst- und Weinbau, die Wiesen- und 
Weidewirtschaft einschließlidi der Wander- 
schäferei, die Fischzucht einschließlich der 
Teichwirtscha-^t und die Binnenfischerei. Als 
landwirtschaftlicJie Betriebe gelten auch die 
Tierzuchtbetriebe, Viehmästereien, Abmelk- 
ställe, Geflügelfarmen und ähnliche Betriebe, 
wenn zur Tierzucht oder Tierhaltung über- 
wiegend Erzeugnisse verwendet werden, die 
im eigenen landwirtschaftlichen Betrieb ge- 
wonnen sind. Zum landwirtschaftlichen Be- 
trieb gehören ferner die Nebenbetriebe, die 
dem landwirtschaftlichen Betrieb zu dienen 
bestimmt sind, z. B. Brennereien. Die 
sogenannten Substanzbetriebe, z. B. Kiesgru- 
ben, Ziegeleien, sind gewerbliche Nebenbe- 
triebe; die Lieferungen der Erzeugnisse dieser 
Betriebe sind mit 4 v. H. zu versteuern. 
Landwirtschaftliche Erzeugnisse sind — ^.vor- 
ausgesetzt, daß die Verkehrsauffassung sie als 
solche ansieht — die In einem landwirtschaft- 
lichen Betrieb hergestellten oder gewonnenen 
Gegenstände, zu denen auch die Erzeugnisse 
aus Sonderkulturcn, z. B. FFopfen und Tabak, 
gehören, und die in einem landwirtschaftlichen 


Betrieb gezüchteten oder genutzten Tiere. Seit 
mehreren Jahren ist die Landwirtschaft in 
einigen Gegenden zur Totverwertung der von 
ihr gezüchteten Tiere übergegangen. Als land- 
wirtschaftliche Erzeugnisse werden jedoch nur 
ganze, halbe oder gevierteilte Tierkörper, 
also Schafe oder Kälber, Schweinehälften und 
Rinderviertel, anerkannt werden können. Ver- 
kauft ein Landwirt dagegen das Fleisch ge- 
schlachteter Tiere in kleineren Teilen, so muß 
er diese Lieferungen nach dem allgemeinen 
Steuersatz versteuern. 

2. Zu Art. 1 Nr. 2 

Nach der Neufassung des § 7 Abs. 2 
Ziff. 2 Buchstabe a des Umsatzsteuer- 
gesetzes soll für die Lieferungen und den 
Eigenverbrauch von Gegenständen, die 
innerhalb eines forstwirtschaftlichen Be- 
triebs Im Inland erzeugt werden, der 
ermäßigte Steuersatz von 1,5 v. Fi. weiter 
gelten, vorausgesetzt, daß der Erzeuger diese 
Gegenstände seihst liefert. Auch für forst- 
wirtschaftliche Nebenbetriebe, insbesondere 
für Sägewerke, soll die bisherige umsatzsteucr- 
lidie Regelung bestehen bleiben. Ent- 
sprechend der bisherigen Verwaltungsübung 
ist eine Beschränkung des ermäßigten Steuer- 
satzes von 1,5 V. H. auf die Lieferungen und 
den Eigenverbrauch von Rundholz, Scheit- 
Ijolz, unbesäumten Bohlen, unbesäumten Bret- 
tern und Abfällen vorgesehen, während die 
Lieferungen und der Eigenverbrauch von an- 
derem bearbeitetem oder verarbeitetem Holz 
wie bisher mit 4 v. H. versteuert werden sol- 
len. Eine Ausdehnung des ermäßigten Steuer- 
satzes auf die Umsätze weiterer Erzeugnisse 
der forstwirtschaftlichen Nebenbetriebe kommt 
nicht in Betracht, da eine solche Maßnahme 
die Wettbewerbsfähigkeit der Sägewerke, die 
keinen eigenen Waldbesitz haben, verschlech- 
tern würde. 

3. Zu Art. 2 

Art. 2 sieht vor, daß die Vorschrift des Art. 1 
Nr. 1 vom 1. April 1956 ab anzuwenden ist. 
Einer gleichen Bestimmung hinsichtlich der 
Nr. 2 des Art. 1 bedarf es nicht, weil die Nr. 2 
des Art. 1 eine bereits bestehende Vorschrift 
aufrechterhält. 

4. Zu Art. 3 

Art. 3 enthält die erforderliche Berlin-Klausel. 

5. Zu Art. 4 

Art. 4 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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